
seinem Blickpunkt aus als notwendige Folge oder als 
unvermeidliche Nebenwirkung seiner beabsichtigten 
Handlung in seinen Willen aufgenommen hat, mag er 
auch diesem weiteren Erfolg innerlich gleichgültig 
oder sogar ablehnend gegenüberstehen.“

Die zweite Form des bestimmten Vorsatzes soll nach 
der neuen Spruchpraxis für Verurteilungen nicht mehr 
ausreichend sein. Der Senat gelangt zu der These:

„In verfassungsfeindlicher Absicht handelt, wem es 
auf den verfassungsschädlichen Erfolg ,ankommt’. Das 
ist nicht der Fall bei einem Täter, der einem solchen 
Erfolg seines Handelns gleichgültig oder ablehnend 
gegenübersteht.“

Diese Entscheidung hat ohne Zweifel formal zur Folge, 
daß in bezug auf Beweisfragen gegenüber den bisheri­
gen verfassungswidrigen Praktiken gewisse Anforde­
rungen _an die politischen Sondergerichte gestellt wer­
den. Die Frage jedoch, ob dies ein Anzeichen für eine 
Abkehr von dem grundsätzlichen Kurs der Gesinnungs­
verfolgung ist, muß entschieden verneint werden: 
Erstens stellt der Senat an anderer Stelle der Urteils­
begründung klar, daß der „verfassungsschädliche Er­
folg“ nicht „das Haupt- oder gar Endziel des Täters“ 
zu sein braucht. „Rückversicherer“ beispielsweise, denen 
„es nur um das ,Fördern’ zu tun ist, werden aber häu­
fig noch andere oder weitere Ziele verfolgen“. Ein sol­
cher Täter brauche keine „verfassungsfeindliche Ge­
sinnung zu haben“, es genüge vielmehr, wenn es ihm 
um das Ankommen „verfassungsfeindlicher Ziele“ gehe.
Mit dieser Konstruktion hat sich der Senat die Tür 
offengehalten, um jederzeit von Gegnern der Bonner 
Politik zu behaupten, sie hätten „fremde, verfassungs­
feindliche Bestrebungen gefördert“. Derartige Bestre­
bungen aber sind — wie bereits dargelegt — der Kampf 
gegen atomare Rüstung und Notstandsgesetzgebung, das 
Eintreten für politische Entspannung, Verständigung 
und die Sicherung des Lebensstandards der Bevölke­
rung.
Zweitens betrifft die Entscheidung nur einen Teil der 
sog. Staatsgefährdungsbestimmungen und insbesondere 
nicht die „Verstöße gegen das KPD-Verbot“ (bisher 
§§ 42, 47 BVerfGG, jetzt § 90a StGB n. F.). Die letztge­
nannten Bestimmungen enthalten nicht den Absichts­
begriff; hier wird bei der Verurteilung bereits der „be­
dingte Vorsatz“ als ausreichend angesehen. Das rechts­
widrige KPD-Verbot aber ist, wie auch der ehemalige 
Generalbundesanwalt und jetzige CDU-Bundestagsab- 
ordnete G ü ' d e  zugeben mußte, „die Grundlage der 
meisten Verfahren“50.
Daraus ergibt sich, daß das Urteil vom 6. Februar 1963 
nicht im geringsten dazu beiträgt, im Interesse der De­
mokratie und der Rechtssicherheit die strafrechtliche 
Gesinnungsverfolgung gegen diejenigen einzuengen, die 
für eine friedliche und demokratische Politik der Bun­
desrepublik eintreten.
Zur politischen Betätigung ausländischer 
Kommunisten in der Bundesrepublik 
Die politische Sonderstrafkammer des Landgerichts 
Köln hatte am 25. Juni 1962 drei Gaststudenten und 
Gastpraktikanten, die der im Iran verbotenen Tudeh- 
Partei angehören, mit der Begründung verurteilt, sie 
hätten unter iranischen Staatsbürgern in der Bundes­
republik gegen das derzeitige Regime im Iran agitiert 
und sich deshalb u. a. eines Verstoßes gegen das KPD- 
Verbot schuldig gemacht. Dieses Urteil hatte in der 
Öffentlichkeit erhebliche Kritik hervorgerufen. Es trug 
dazu bei, die Bundesrepublik auch im westlichen Aus­
land, vor allem aber in afrikanischen und asiatischen 
Staaten, als reaktionär zu entlarven.

M Zitiert nach Lehmann, Legal & Opportun - Politische Justiz 
in der Bundesrepublik, (West-) Berlin 1966, S. 107.

Der 3. Strafsenat des BGH hob dieses Urteil des Land­
gerichts Köln durch eine Grundsatzentscheidung vom 
25. Juli 1963 - 3 StR 64/62 - (sog. Perser-Urteil)51 auf 
und faßte seine Begründung dazu in folgenden Leit­
sätzen zusammen:

„1. Eine ausländische Kommunistische Partei, die 
unter den in der Bundesrepublik weilenden Ange­
hörigen ihres Heimatlandes tätig wird, ist nicht schon 
deshalb eine verfassungsfeindliche Vereinigung, weil 
sie der .kommunistischen Weltbewegung1 angehört 
und entsprechend ihrer gegen alle .kapitalistischen“ 
Länder gerichteten Grundhaltung kommunistische 
Thesen übernimmt, die sich u. a. auch gegen die Bun­
desrepublik richten. Es muß vielmehr hinzukommen, 
daß sie nach ihren Zwecken (sei es auch nur nach 
einem Nebenzweck) oder in ihrer Tätigkeit gerade 
auf die Beseitigung oder zumindest Untergrabung der 
verfassungsmäßigen Ordnung der Bundesrepublik 
grundsätzlich und dauernd abzielt.
2. Eine ausländische Kommunistische Partei kann 
auch dann, wenn sie in der Bundesrepublik .gewollt 
eigenständig“ auftritt, Ersatzorganisation der verbote­
nen KPD sein. Ob dies der Fall ist, kann nur unter 
Berücksichtigung aller Umstände nach den in BGHst 
16, 264 aufgestellten Grundsätzen entschieden wer­
den.“

Dieses Urteil stellt formal eine gewisse Einschränkung 
der Gesinnungspraktiken der politischen Strafjustiz 
gegen Ausländer dar. Entsprechend seinem spezifisch 
politischen Zweck hat es dazu beigetragen, Illusionen 

'über angebliche demokratische Tendenzen der Spruch­
praxis des 3. Strafsenats zu verstärken.
Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, daß der Be­
griff „Untergrabung der verfassungsmäßigen Ordnung“, 
auf den der Senat maßgeblich abstellt, in der Spruch­
praxis exzessiv ausgelegt wird und damit jederzeit die 
Möglichkeit besteht, Gruppen ausländischer Arbeiter, 
die z. B. gemeinsam mit ihren westdeutschen Kollegen 
gegen Unternehmerwillkür oder Notstandsgesetzgebung 
demonstrieren oder in den Streik treten, als Mitglieder 
oder Förderer einer „Ersalzorganisation der KPD“ zu 
verfolgen. Ausdrücklich bezieht sich nämlich das Ge­
richt — wie der oben zitierte 2. Leitsatz zeigt — in die­
sem Zusammenhang auf die Definition der „Ersatzor­
ganisation der KPD“ im sog. Langenselbolder Urteil52. 
Diese Definition stellt — wie bereits nachgewiesen — 
eine unbeschränkte Handhabe zur Kriminalisierung 
jeder Form einer organisierten, gegen die Bonner Poli­
tik gerichteten politischen Betätigung dar.

Zur Beschlagnahme politischer Schriften 
aus der UdSSR und der DDR

Auf derselben Ebene wie das sog. Perser-Urteil liegt 
die Grundsatzentscheidung des 3. Strafsenats des BGH 
vom 28. Februar 1964 — 3 StR 40/63 —53. Durch dieses 
Urteil wurde eine Anordnung der politischen Sonder­
strafkammer des Landgerichts Düsseldorf aufgehoben, 
mit der Schriften des XXII. Parteitags der KPdSU, die 
ein westdeutscher Verlag vom Dezember 1961 bis Fe­
bruar 1962 vom Moskauer Verlag für fremdsprachige 
Literatur bezogen hatte, eingezogen worden waren. 
In den Leitsätzen der BGH-Entscheidung heißt es u. a.:

„§ 93 StGB setzt voraus, daß die Schrift usw. ihrem 
Inhalt nach darauf abzielt, verfassungsfeindliche Be­
strebungen gerade gegen die Bundesrepublik her­
beizuführen oder zu fördern.
Gibt eine Schrift fremdes Gedankengut in Form von 
Reden, politischen Programmen u. a. wieder, so kann

51 BGHSt Bd. 19, S. 51.
52 vgl. hierzu NJ 1966 S. 246, Fußnote 13.
53 BGHSt Bd. 19, S. 243.
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